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Anforderungen an eine verantwortungsvolle Bevölkerungspolitik 

Von Klaus M. Leisinger 

Bevölkerungspolitik ist unerlässlicher Bestandteil einer nachhaltigen und menschengerechten 
Entwicklungspolitik. Sie muss den Zielen der Entwicklungspolitik untergeordnet sein. Dies 
betonen auch die Grundsätze des Aktionsprogramms der UN-Konferenz zu Bevölkerung und 
Entwicklung in Kairo (ICPD 1994). Danach sind reproduktive Gesundheit und Familienplanung 
immer im jeweiligen gesellschaftlichen Kontext und im Zusammenhang mit folgenden 
Grundsätzen zu sehen:  

- Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte hat universale Gültigkeit.  

- Der Mensch steht im Mittelpunkt der Bemühungen um eine tragfähige Entwicklung und hat 
ein Recht auf ein gesundes und produktives Leben im Einklang mit der Natur.  

- Das Recht auf Entwicklung ist ein universelles und unveräußerliches Menschenrecht.  

- Die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter sowie der Ermächtigung (empowerment) 
von Frauen, die Beseitigung jeder Form von Gewalt gegenüber Frauen sowie die Gewährleis-
tung der Entscheidungsfreiheit von Frauen über ihre Fruchtbarkeit sind Eckpfeiler der bevöl-
kerungs- und entwicklungsrelevanten Programme.  

- Staaten haben die Pflicht, auf Armutsüberwindung, Verteilungsgerechtigkeit und Umwelter-
haltung sowie auf das Recht auf Bildung für alle Menschen hinzuarbeiten.  

Bevölkerungspolitik nimmt unter anderem Einfluss auf den intimsten Bereich menschlichen 
Handelns: das generative Verhalten. Je nach Beschaffenheit der Bevölkerungspolitik eines 
Landes wird in unterschiedlichem Maße in das Recht der Eltern, eigenverantwortlich über die 
Anzahl ihrer Kinder zu entscheiden, eingegriffen. Eingriffe dieser Art bedürfen der sozial- und 
individualethischen Legitimation; zum einen, weil die Freiheit der Menschen vor staatlichen 
Eingriffen und gesellschaftlichem Druck generell zu schützen ist; zum anderen, weil durch 
solche Eingriffe menschliche Werte und – zumindest dort, wo zur Geburtenregelung Abtrei-
bungen vorgenommen werden – menschliches Leben zur Disposition steht. Eine ausschließlich 
statistisch geführte Diskussion erfüllt diese Anforderungen an eine menschengerechte Bevöl-
kerungspolitik nicht. Das Ziel einer verantwortungsvollen Bevölkerungspolitik ist nämlich 
nicht die Stabilisierung einer bestimmten Bevölkerungszahl oder die Verminderung der Gebur-
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tenraten an sich, sondern die Verbesserung der Lebensqualität der in den betreffenden Gesell-
schaften lebenden Menschen.  

Anhaltend hohes Bevölkerungswachstum gefährdet insbesondere die Gesundheit von Frauen 
und Kindern sowie die wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungschancen der betroffenen 
Gesellschaften. Es gefährdet auch die lokalen und regionalen Ökosysteme und damit die Zu-
kunft der Spezies Mensch mit ihrem Anspruch auf individuelle Freiheit. Diese Gefahren sind 
ernst genug, um das Recht auf uneingeschränkte Fortpflanzung in Frage zu stellen. Wie not-
wendig nachhaltige Anstrengungen im Bereich Familienplanung sind, zeigt die „worst case“-
Projektion der Bevölkerungsabteilung der UN: Würden die Fertilitätsraten von heute in den 
nächsten 150 Jahren gleich bleiben, müsste die Welt im Jahr 2150 fast 300 Milliarden Men-
schen ernähren. Natürlich sind das rein theoretische Rechenübungen, da soziale und ökologi-
sche Faktoren unberücksichtigt bleiben. Das Szenario zeigt jedoch zumindest, dass Zufrieden-
heit mit dem heute Erreichten völlig verfehlt wäre.  

Wird ein uneingeschränktes Recht der Eltern zur Weitergabe von Leben abgelehnt, oder wer-
den Einschränkungen dieses Rechtes durch die Gesellschaft gefordert, dann stellt sich die Fra-
ge nach den Kriterien und Wertprämissen, unter denen dies geschehen soll. Es leuchtet ein, 
dass dies wohl kaum materielle Kriterien sein können – etwa nach dem Motto: „Wer reich ist, 
darf so viele Kinder haben, wie er oder sie will; wer arm ist, hat sich zu beschränken.“ Es dür-
fen auch keine ethnischen Kriterien sein, etwa nach Maßgabe der Herkunft und Hautfarbe. 
Schließlich sollen auch keine machtpolitischen Kriterien gelten, nur weil diejenigen, die über 
Machtmittel und Waffen verfügen, ihre Interessen in der Völkergemeinschaft besser durchset-
zen können. Die wesentlichen Fragen sind diejenigen der Ethik und Legitimation von Normen 
und Prozessen, die eine Bevölkerungspolitik menschengerecht und akzeptabel machen.  

Ethisch akzeptabel ist Bevölkerungspolitik, wenn sie von der gegenseitigen Anerkennung der 
Menschen als Wesen gleicher Würde ausgeht, menschliches Leid und Ungerechtigkeit mindert 
sowie Freiheit, Gerechtigkeit und Handlungsoptionen mehrt. Der langfristigen Befriedigung 
menschlicher Grundbedürfnisse und der Verwirklichung sozialer Ziele in Würde und Freiheit 
kommen dabei große Bedeutung zu. Eine solche Bevölkerungspolitik ist getragen vom Respekt 
vor dem menschlichen Leben. Dieses Leben schließt auch künftige Generationen mit ein. Eine 
ethisch legitimierte Bevölkerungspolitik muss deshalb primär darauf ausgerichtet sein, dieje-
nigen sozialen Rahmenbedingungen zu schaffen, welche Eltern freiwillig und in eigenverant-
wortlicher Entscheidung sowie rückgebunden an das Gemeinwohl motivieren, die Anzahl ihrer 
Kinder auf dasjenige Maß zu beschränken, das mit nachhaltiger Entwicklung vereinbar ist.  
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